0500 Stand 26. September 2012

Kommunales Handlungskonzept Kinderarmut

Die Stadt Braunschweig orientiert sich bei ihrem Handeln an den in der Konvention
tber die Rechte des Kindes der Vereinten Nationen formulierten Grundsatzen! und
teilt die Position des Beirats Kinderarmut,

e dass alle Kinder ein Recht auf elterliche Fursorge, Gesundheit, Bildung und
Teilhabe besitzen,

e dass Kinderarmut diese Rechte verletzt,

e und das Ziel ,Gleiche Chancen fiir alle Kinder“, ihre Rechte durchzusetzen.

Grundlagen

Mit einem Expertenhearing und der anschlieenden Grindung des Praventionsnetzwerks
Kinderarmut hatte die Stadt im Jahr 2007 die Initiative ergriffen, die wesentlichen gesell-
schaftlichen Gruppen und Akteure zusammenzufihren, die in ihrer Arbeit mit Kinderarmut
und ihren Folgen konfrontiert werden.

Das Netzwerk und in seinem Auftrag der Beirat haben unter anderem Handlungsansatze
entwickelt, die Schritte zur Pravention und zur Minderung der Folgen von Armut ermdglichen.
So wurde mit der Vorlage der ,Leitlinien eine gemeinsame Grundlage fur die Arbeit gelegt,
die von weit mehr als den beteiligten Personen und Institutionen getragen wird und vom Rat
der Stadt Braunschweig am 31. Mai 2011 zur Kenntnis genommen wurde:

.Der Rat der Stadt Braunschweig nimmt die vom Beirat gegen Kinderarmut am
6. Dezember 2010 vorgelegten ,Braunschweiger Leitlinien zur Pravention von Kinder- und
Familienarmut und zur Linderung der Folgen‘ zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung,
diese bei ihrem weiteren Vorgehen gegen Kinderarmut und ihre Folgen in Braunschweig zu
Grunde zu legen.”

Entsprechend dem Ratsbeschluss richtet die Stadt ihr Handeln an diesen Grundséatzen aus.

Zur Konkretisierung der Leitlinien hat der Beirat in Abstimmung mit dem Netzwerk Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet. Diese richten sich auch an die Stadt Braunschweig.

Im vorliegenden Handlungskonzept wird dargestellt, wie die Stadt Braunschweig im Rahmen
ihrer Zustandigkeiten ihren Verpflichtungen nachkommen wird.

Ein wesentlicher Teil kommunalen Handelns bezieht sich auf Handlungsfelder, die auch in
den Handlungsempfehlungen des Beirats benannt werden und setzt sich zum Ziel, vorhan-
dene Defizite zu beseitigen.

Dies betrifft die Schwerpunktbildung auf den Bereich friher Hilfen und vorschulischer Bil-
dung, die Ausgestaltung der schulischen Bildung durch Schaffung von Ganztagsangeboten
und verstarkten Einsatz schulischer Sozialarbeit oder die besondere Foérderung von Einrich-
tungen in Stadtteilen, in denen sich auch gemessen am Umfang der Kinderarmut eine
besondere Bedarfslage abzeichnet.



Das vorliegende Handlungskonzept orientiert sich wie die Handlungsempfehlungen des Bei-
rats an dem Modell der ,Préaventionskette®, d. h. der Benennung von Handlungsfeldern ent-
lang dem Alter der Kinder und Jugendlichen. Insbesondere den Verbindungen der einzelnen
Kettenglieder ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen: Dem Einstieg in eine au3erfamilidre
vorschulische Bildung, dem Ubergang vom Kindergarten in die Grundschule, dem Ubergang
in die weiterfiihrenden Schulformen und schlieRlich dem Ubergang von der schulischen
Bildung in Beruf oder Studium.

Frihe Hilfen

Der Ausbau friher Hilfen bildet einen Schwerpunkt der Handlungsempfehlungen wie auch im
Handeln der Stadt.

Mit der Verabschiedung des Bundeskinderschutzgesetzes und des Gesetzes zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz® haben die Kommunen firr ihre Vorhaben, zu werden-
den Eltern friihzeitig Kontakt aufzunehmen und ihnen Unterstiitzung im Bedarfsfall anzubie-
ten, eine neue Rechtsgrundlage erhalten.

Die Stadt Braunschweig macht durch BegrufRungsanschreiben und -besuche deutlich, dass
jedes Kind willkommen ist und bietet allen Erziehungsberechtigen Hilfe und Unterstiitzung im
Bedarfsfall an.

Mit der Einrichtung eines ,Baby-Besuchsdienstes” soll das Hilfe- und Informationssystem fir
Familien erweitert werden.

Dazu soll ein begrifRendes Anschreiben an alle Eltern Neugeborener entwickelt werden, das
bei Bedarf auch mehrsprachig erfolgen soll. Die zu besuchenden Familien sollen ein Be-
gruBungspaket erhalten, das neben kleinen Geschenken Informationen Uber die Entwicklung
von Kindern und Uber das bestehende Hilfe- und Unterstiitzungssystem in Braunschweig gibt
und auch auf Stadtteil bezogene Angebote hinweist. Dieser Besuch kann nur ein Angebot
sein, Uber dessen Annahme und den Ort die Eingeladenen selbst entscheiden. Eine Ver-
pflichtung zur Wahrnehmung besteht nicht.

Vorgesehen ist die Schaffung einer zentralen Organisationseinheit und Zusammenfihrung
aller fachspezifischen Ressourcen rund um den Kinder- und Jugendschutz/ Frihe Hilfen/
Pravention. Dazu wird im Fachbereich Kinder, Jugend und Familie eine eigene Stelle Kinder-
und Jugendschutz/Friihe Hilfen gebildet, die wesentliche, auch aus dem Bundeskinderschutz
resultierende Aufgaben wahrnehmen wird. Dazu gehéren insbesondere die Beratung in
Kinderschutzfallen, die Bildung eines Netzwerks Fruhe Hilfen, der Einsatz von
Familienhebammen und die Bereitstellung von Unterstiitzungsangeboten in Fragen der
Kindesentwicklung.

Die Stadt kommt den ihr Gbertragenen Aufgaben u. a. dadurch nach, dass die personellen
Ressourcen in diesem Bereich durch sozialpddagogische Fachkréafte aufgestockt werden.
Dazu wurden 2012 vier zuséatzliche Stellen geschaffen und im 3. und 4. Quartal besetzt. Den
Stelleninhaberinnen obliegt als zentrale Aufgabe die Beratung in Kinderschutzfallen.

Weitere wesentliche Aufgabe ist die Schaffung/der Ausbau und die Weiterentwicklung von
Netzwerkstrukturen fir die Organisation und Bereitstellung Friher Hilfen. In Braunschweig ist
dabei die Einbindung des ,Runden Tischs Frihe Hilfen" in ein Gesamtnetzwerk vorgesehen.
Aufgabe des breit aufgestellten Netzwerks ist nach § 3 KKG, dass sich die Mitglieder gegen-
seitig Uber das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum informieren, strukturelle Fragen
der Angebotsgestaltung und -entwicklung klaren und Verfahren im Kinderschutz aufeinander
abstimmen.*
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Die Stadt Braunschweig kann auf eine zehnjahrige Vernetzungsarbeit im Bereich der Friihen
Hilfen zurlckschauen. Mit Beteiligung am Modellprojekt ,,Aufsuchende Hilfe fur junge Mutter
— Netzwerk Familienhebammen® begriindete sich ein Runder Tisch ,Frihe Kindheit — Friihe
Hilfen".

Auch der Bezug der Handlungsempfehlungen auf die Einrichtung ,Familienhebammen®
findet seine Entsprechung im Gesetz®, mit einer engen Anbindung an das Netzwerk frithe
Hilfen. Das Projekt ,Familienhebammen® hat im Kontext der Sozialpadagogischen Familien-
hilfe in Braunschweig eine bereits zehnjahrigeTradition. Ihnen und der SPFH kommen die in
den Handlungsempfehlungen des Beirats beschriebenen Aufgaben intensiver und langer-
fristiger Hilfestellung zu.
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Es ist geplant, die Koordination der Familienhebammen an das Koordinierungszentrum
Kinderschutz anzugliedern und im Kontext des Ausbaus der Frihen Hilfen wiinschenswert,
den Stundenumfang aufzustocken. Der bisherige Umfang von 30 Wochenstunden der
Familienhebammen verteilt auf vier Hebammen deckt den Bedarf im Moment nicht. Die bis-
herige Praxis, im Bedarfsfall weitere Betreuungsbedarfe unkompliziert in eine Sozialpadago-
gische Familienhilfe Uberzuleiten, hat sich bereits langjahrig bewahrt.

Die Empfehlungen des Beirats sehen daruber hinaus den Einsatz von Familienkranken-
schwestern mit sozialpadagogischer Qualifikation im Anschluss an die Betreuung durch
Familienhebammen vor, um auch spater noch gezielt Unterstitzungsangebote fir Familien
mit Problemlagen vorzuhalten. Es wird geprift, ob das stadtische Konzept dahingehend
weiterentwickelt werden kann und wo die Aufgabe am zweckmafigsten anzusiedeln wére.
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Wie weit die Angebote eines BegrifRungsbesuchs angenommen werden, ob es gelingt,
hieran auch Ehrenamtliche oder Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter anderer Trager einzubeziehen
und ob die dann vorhandenen Ressourcen den Bedarf decken, lasst sich erst nach einer
gewissen Phase der Praxis beurteilen.

Dies gilt auch fur die Entwicklung und Funktion des Netzwerks Friihe Hilfen und die Um-
strukturierungen im Bereich der Familienhebammen. Hier ist die Abstimmung einer neuen
Organisationsstruktur innerhalb der Stadtverwaltung noch nicht abgeschlossen.

Vorschulische Angebote

Oberstes Ziel des kommunalen Handelns im Bereich vorschulischer Angebote ist derzeit der
Ausbau des Angebots von Krippen und Tagespflege, um die Erflillung des kinftigen Rechts-
anspruchs fur 1- bis unter 3-jahrige Kinder erfiillen zu kénnen. Dazu werden von 2008 bis
2014 rund 21 Mio. € in die Schaffung neuer Einrichtungen investiert, um eine Versor-
gungsquote von 40 % zu erreichen. Dieser Rechtsanspruch — wie auch der der Kinder Uber
3 Jahre bis zur Einschulung auf einen Kindergartenplatz — vermeidet, bei der Vergabe von
Platzen entscheiden zu missen zwischen dem Betreuungsbedarf wegen Erwerbstatigkeit
und Bedarf aus anderen Grunden. Er vermeidet somit auch eine Chancenungleichheit zu
Lasten der Kinder aus Familien, in denen die Eltern nicht erwerbstéatig sind. Die Realisierung
des Rechtsanspruchs auf einen Krippen-, Kindergarten- oder Tagespflegeplatz beugt einer
moglichen Diskriminierung von Kindern aus einkommensschwachen Familien vor und wirkt
im Sinne der generellen Zielstellung, alle Kinder zu ihren Rechten kommen zu lassen.

Der Betrieb der Krippen wird weiterhin mit dem bestehenden Personalschliissel geschehen.
Investitionen in eine Verkleinerung von Krippengruppen oder eine Erhdhung der Personal-
schlussel verbieten sich derzeit angesichts der fur einen bedarfsgerechten Ausbau notwen-
digen Investitionsmittel und des zunehmend enger werdenden Angebots an notwendigen
Fachkraften.

Darlber hinaus verfolgt die Stadt Braunschweig den Ansatz, Kinder in Einrichtungen in
Stadtteilen mit besonderem Foérderbedarf besonders zu férdern. Damit verbunden ist eine
zusatzliche Forderung in Héhe von 960.000 €.

Nach dem Beschluss des Rates der Stadt Braunschweig vom 8. Mai 2012 gibt es fiir Regel-
kindertagesstatten in den Stadtteilen mit dem gré3ten Handlungsbedarf (Stadtbezirke 221
Weststadt, 310 Westliches Ringgebiet, 132 Viewegs Garten/Bebelhof und 331 Nordstadt)
neben der Grundférderung zusatzliche Mittel, um den besonderen Forderbedarfen der dort
lebenden Kinder, aber auch den Unterstitzungs- und Begleitbedarfen der Eltern infolge oft-
mals vielfaltiger Problemlagen besser entsprechen zu kénnen. Konkret erhalten die Einrich-
tungen fur den zusatzlichen Personalbedarf jahrliche Pro-Gruppen-Betrage, die je nach
Angebotsform zwischen 4.400 € und 8.800 € liegen. Damit kann in diesen Stadtteilen ein
weiterer wesentlicher Schritt zum Abbau von Bildungsbarrieren und der Milderung bzw. Ver-
hinderung der Auswirkungen von Kinderarmut in Braunschweig realisiert werden.

Entsprechend dem Ratsbeschluss vom 8. Mai 2012 werden Kindertagesstatten sukzessive

zu Kinder- und Familienzentren ausgebaut. Ein entsprechendes Konzept befindet sich der-
zeit in der Diskussion zwischen der Stadt und den freien Tragern.
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Grundlegendes Ziel ist es, die Eltern/Familien durch ein umfassendes Angebot aus einer
Hand in ihrer Erziehungsaufgabe zu unterstitzen und damit fir die Kinder verbesserte
Lebens- und Entwicklungsbedingungen zu schaffen. Erstmalig zum Kindergartenjahr 2012/
2013 werden in der Stadt Braunschweig insgesamt sechs von Regelkindertagesstéatten in
Familienzentren umstrukturierte Einrichtungen geférdert. In dieser ersten Ausbaustufe sind
enthalten die Kita Muldeweg (AWO; Stadtbezirk 221 Weststadt), die Kita Ahrplatz (Ev.-luth.
Kirchenverband; Stadtbezirk 221 Weststadt), die Kita Broitzemer Stral3e einschl. Auf3enstelle
liImweg (DRK; Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet), die Kita Schwedenheim (Stadt
Braunschweig; Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet), die Kita St. Georg (Ev.-luth. Kirchen-
verband; Stadtbezirk 331 Nordstadt) und die Kita St. Nikolaus (Caritasverband; Stadt-
bezirk 132 Viewegs Garten-Bebelhof). Ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 werden in den
dann folgenden Ausbaustufen bis hin zu einer mdglichen Flachendeckung jahrlich zwei
weitere Kindertagesstattenstandorte in den Umsetzungsprozess einbezogen. Familien-
zentren erhalten eine zusatzliche Férderung in Hohe von jahrlich 40.000 € zur Abdeckung
der aus dem Angebot resultierenden zusatzlichen Personal- und Sachkosten.

Mit dem Ansatz, Kindertagesstatten zur Kinder- und Familienzentren zu erweitern, wird auch
den Intentionen Rechnung getragen, Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgaben
entsprechende Unterstlitzung zukommen zu lassen.

Den Kindertageseinrichtungen kommt eine zentrale Funktion zu, etwaige herkunftsbedingte
Defizite zu erkennen und ausgleichen zu helfen und die Kinder auf einen erfolgreichen
Schulstart vorzubereiten. Dazu missen sie mit ausreichenden materiellen und personellen
Ressourcen ausgestattet sein. Die Einrichtungen missen in die Lage versetzt werden, spe-
zifischem Forderungsbedarf Rechnung zu tragen, auch indem an Externe verwiesen wird,
wenn die Hilfestellung nicht in und von den Einrichtungen erfolgen kann.® Das Ziel kommu-
nalen Handelns muss es sein, alle Kinder fur eine Einschulung und einen erfolgreichen
Schulstart fit zu machen. Vorrangig in Stadtteilen mit besonderem Fdrderbedarf tragt die
Stadt dem entsprechend dem Konzept fur die Arbeit mit verhaltensgestérten und/oder ent-
wicklungsverzogerten Kindern von 1995 Rechnung. Sie beteiligt sich im Bereich der friihen
sprachlichen Bildung und Forderung an entsprechenden Forderprogrammen und stellt Mittel
zur Verflgung.

Analog dem Verfahren zur Sprachstandfeststellung, das so rechtzeitig erfolgt, dass vor der
Einschulung noch bei Bedarf Hilfestellungen erfolgen kénnen, sind flachendeckende Unter-
suchungen in Kindertagesstatten ca. ein bis zwei Jahre vor der Einschulung zur
Sicherstellung der Chancengleichheit von Kindern mit sozialer Benachteiligung, aus
bildungsfernen Elternhausern, aus von Armut betroffenen Familien und Familien mit
Migrationshintergrund notwendig. Nach aktuellen Studien bedirfen ca. 25 % eines
Jahrgangs einer besonderen Beratung, Betreuung, Behandlung und Beobachtung, um das
Ziel ,Gleiche Chancen fiur alle Kinder“ erreichen zu kdnnen. Die Verwaltung prift, unter
welchen Voraussetzungen eine solche friihzeitige Untersuchung realisiert werden kann.

Darlber hinaus sollen Erkenntnisse aus den Schuleingangsuntersuchungen genutzt werden,
um auch spezifische Hilfe- und Fdrderangebote zu machen, wenngleich es sich dabei um
einen spéateren Forderbeginn handelt, da die Chancengleichheit zum gemeinsamen Schul-
beginn nicht mehr erreicht werden kann.
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Eine zusatzliche Hilfestellung fur die Einrichtungen kann Uber den Braunschweiger Fonds fur
Kinder und Jugendliche geleistet werden, der derzeit aus Spendenmitteln gespeist wird
(siehe unten). Den Tragern der Kindertagesstatten wird ein an der von ihnen ermittelten Zahl
bedirftiger Kinder in ihren Einrichtungen orientierter pauschaler Betrag zur Verfligung
gestellt, der u. a. Aktivitaten ermdglichen soll, fir die die Eltern monetére Beitrage leisten
muissen. Da nicht alle Eltern dazu in der Lage sind, kdnnen diese pauschalen Betrage
helfen, die Defizite auszugleichen.

Grundschulen

Die Stadt Braunschweig ist in ihrer Rolle als Schultrager der offentlichen Schulen fur die
auRReren Schulangelegenheiten zustandig. Neben der Schulorganisation inklusive Errichtung
und Aufhebung von Schulen gehdrt der Unterhalt von Schulen, also die Bereitstellung von
entsprechenden Raumangeboten und Sachausstattungen, zu den zentralen Aufgaben. Der
Schultrdger zeichnet jedoch nicht verantwortlich fur die inneren Schulangelegenheiten wie
Einstellung des padagogischen Personals, Bildungsziele, Lehrplane und Unterrichtsgestal-
tung. Hierflr ist das Land Niedersachsen als Schulbehérde zustandig. Anders als im KITA-
Bereich hat der kommunale Trager im Schulbereich keinen Einfluss auf die inhaltliche, pro-
grammatische und padagogische Ausrichtung.

Entsprechend seinen Aufgaben als Schultrdger betreibt die Stadt den Ausbau der allge-
meinbildenden Schulen zu Ganztagsschulen. Fir den Bereich der Grundschulen beauftragte
der Rat im Dezember 2008 die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Konzepts zur Um-
wandlung der Grundschulen in offene Ganztagsschulen.

Im aktuellen Schuljahr 2012/2013 arbeiten folgende Schulen im Primarbereich nach dem
Offenen Ganztagskonzept:

Grundschulen: AltmihistraRe, Am Schwarzen Berge, Bebelhof, Birgerstrale, Comenius-
stral3e, Diesterwegstralle, Gartenstadt, Heidberg, HeinrichstralRe, IsoldestralRe, Klint, Rihme
sowie die Grundschulzweige der Grund- und Hauptschulen PestalozzistraRe und Riningen.
Ab dem Schuljahr 2013/2014 soll die GS Hohestieg hinzukommen. Fir das Schul-
jahr 2014/2015 ist die Umwandlung der GS IlimenaustraBe und Rheinring in Offene
Ganztagsschulen geplant. Weitere Planungen Uber diesen Zeitraum hinaus werden mit der
zukunftigen Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung erfolgen.

Die in den Handlungsempfehlungen des Beirats skizzierte ,Ganztagsgrundschule im Stadt-
teil* geht noch Uber das bereits bestehende Rahmenkonzept der stadtteilorientierten OGS
der Stadt Braunschweig hinaus. Dieses Modell betrachtet die Grundschulen &hnlich wie Kin-
dertageseinrichtungen als Einrichtungen mit Stadtteilbezug. Damit ist nicht nur der regionale
Bezug der Schuilerinnen und Schiiler gemeint (fir die Grundschulen bestehen verbindliche
Schulbezirke). Gemeint ist auch eine Offnung der Schule in den Stadtteil hinein. Das Modell
bezieht Eltern und Schilerinnen/Schuler sowie externe Ressourcen in die Gestaltung des
Schulalltags ein. Dies hatte im Sinne des Chancenausgleichs fir Kinder aus benachteili-
genden Lebenssituationen deutliche Vorteile. Die Verbindung von Ganztagsgrundschule und
Schulsozialarbeit und einer Offnung in den Stadtteil soll zun&chst modellhaft erprobt werden,
prioritar in Stadtteilen mit besonderem sozialem Bedarf.

Die von diesem Modell geforderte Kooperation u. a. der kommunalen Jugendarbeit besteht
bereits in vielfaltiger Weise und kann entsprechend der vorhandenen Ressourcen weiter
ausgebaut werden.

Die derzeit unterschiedliche Finanzierung der Nachmittagsangebote sollte perspektivisch
vereinheitlicht werden.

Seite 6



Eine Abgrenzung kommunaler und Landeszustandigkeiten ist nicht immer eindeutig zu
betreiben. Unterschiedliche Auffassungen von Zustandigkeiten dirfen aber nicht zu Lasten
der Kinder gehen. Aus diesem Grund hat die Stadt weitgehende Aufgaben in der Gewéhr-
leistung von Sozialarbeit an den Schulen Gbernommen.

In Braunschweig wird Schulsozialarbeit an zurzeit sechs Grundschulen angeboten. Die ent-
sprechenden sozialpddagogischen Fachkrafte sind in stadtischer bzw. in freier Tragerschaft
tatig. Die Standorte fur die Schulsozialarbeit in Grundschulen sind hauptséchlich in Einzugs-
gebieten mit erhdhtem Unterstitzungsbedarf angesiedelt. Vor dem Hintergrund der positiven
Ruckmeldungen aus den betreffenden Grundschulen sowie gestitzt durch diverse Erhe-
bungen und Publikationen in der Fachliteratur ist davon auszugehen, dass Schulsozialarbeit
in Grundschulen sowohl unmittelbar als auch mittel- bzw. langfristig eine Wirkung erzielt.
Eine dauerhafte Sicherstellung der finanziellen Ausstattung der bestehenden Stellen ist
beschlossen, eine Ausweitung der Schulsozialarbeit auf weitere Grundschulen wird ange-
strebt.

Weiterfihrende Schulen

Ein wichtiges defizitausgleichendes Instrument ist die Organisation der allgemeinbildenden
Schulen als Ganztagsbetrieb. Der weitere Ausbau ist ein zentrales Anliegen der Stadt
Braunschweig im Bereich der kommunalen Bildungsaufgaben.

Mit Beginn des Schuljahres 2012/2013 arbeiten 21 stadtische allgemeinbildende Schulen im
Sekundarbereich als Ganztagsschulen (drei Hauptschulen, zwei Realschulen, acht Gymna-
sien, drei Forderschulen und finf Integrierte Gesamtschulen). Somit befinden sich alle
Gesamtschulen und acht von neun Gymnasien im Ganztagsbetrieb. Dieses Angebot wird
noch erganzt von Ganztagsschulen in freier Tragerschaft.

Auch hier gilt, dass die inhaltliche Gestaltung des Schulbetriebs Landesaufgabe und Auf-
gabe der Schulen selbst ist. Es ergeben sich aber vielfaltige Schnittmengen, insbesondere
zur kommunalen Jugendhilfe. Die Kooperation von Schule und Jugendhilfe hat in Braun-
schweig eine lange Tradition und befindet sich in einem kontinuierlichen Ausbau.

Fur den Bereich der weiterfihrenden Schulen stellt die Jugendhilfe in unterschiedlicher
Trégerschaft Hilfen und Beratungsangebote zur Verfiugung. Der Zugang fir einzelne
Schilerinnen und Schiler muss jedoch jeweils durch eine entsprechend ausgestaltete
Kooperation der Schulen mit dem Jugendhilfetrager und den Tragern der Angebote ziel-
gruppengerecht, bspw. niedrigschwellig, angeboten werden. Eine besondere Rolle innerhalb
der Hilfen fallt der durch die Jugendforderung im Netzwerk Schulsozialarbeit in Braun-
schweig koordinierten und durch die Stadt und freie Trager erbrachten Schulsozialarbeit an
weiterfihrenden, allgemeinbildenden Schulen zu. Die Fortsetzung der Schulsozialarbeit (an
allen Hauptschulen und einer der Forderschulen) ist gewahrleistet, eine Verstetigung Uber
2014 hinaus ist notwendig. Eine Ausweitung ist von Schulen nicht nur gewtinscht, sondern
aus Perspektive der Jugendhilfe vorrangig an Realschulen und Integrierten Gesamtschulen
auch notwendig. Gemalf der kommunalen Konzeption zur Schulsozialarbeit stehen sowohl
der Erwerb sozialer und beruflicher Kompetenzen als auch die sozialpadagogische Beglei-
tung von Schilerinnen und Schilern (Einzelfallhilfe) sowie Netzwerkarbeit im Gemeinwesen
im Mittelpunkt der Schulsozialarbeit.

Eine weitere Aufgabe kommunaler Jugendarbeit in Kooperation mit den Schulen ist die
Arbeit mit Schulverweigerern. Durch die Entfristung der Beschaftigung von funf Sozial-
arbeiterinnen/Sozialarbeitern des Projekts ,2. Chance* konnte der Fortbestand dieses Ange-
bots gesichert werden.

Seite 7



Die dort praktizierte Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe, Schule, Fachbereich Offentliche
Sicherheit und anderen am Thema beteiligten Akteuren flihrt zu einer engen Begleitung und
hohen Reintegrationsquoten von Schulverweigerern. Die Koordinierungsstelle sorgt dafur,
dass heute noch verweigernden Schiilern die Chance auf berufliche Teilhabe gewahrt bleibt.
Bislang ist das Angebot auf kooperierende Forder-, Haupt- und Realschulen sowie eine der
berufsbildenden Schulen ausgerichtet. Mittelfristig sollen Gymnasien eingebunden werden,
langfristig weitere Berufsschulen. Koordiniert wird die Arbeit mit Verweigerern durch die
Jugendfdrderung im fir dieses Thema zentralen Arbeitskreis Schulverweigerung und Schul-
schwéanzen.

Schulabschluss und Ubergangsmanagement

Bemihungen um Hilfestellung fiir Schiilerinnen/Schiler auf dem Weg in weiterfihrende
Schulen oder eine Berufsausbildung stehen derzeit im Mittelpunkt unterschiedlicher Projekte
in unterschiedlichen Tragerschaften.

Durch die Umwandlung der bis dahin befristeten flnf Stellen der Kompetenzagentur in Plan-
stellen konnte die dauerhafte Weiterfuihrung einer Ubergangsbegleitung durch die Jugend-
forderung sichergestellt werden. Gemeinsam mit Haupt- und Berufsschulen, Jobcenter,
Allgemeinen Sozialdienst, Unternehmen und Stiftungen wurde ein Ubergangsnetzwerk
geschaffen. Fir jeden erreichten Jugendlichen werden weiterfihrende Wege und Ziele
entwickelt. Alle werden in weiterfihrende Angebote wie Schulen oder Berufsausbildung
begleitet.

Auch die Schulabgangerbefragung der Jugendhilfe sichert Ubergange zwischen allgemein-
und berufsbildenden Schulen ab. Ein Verlorengehen von Schilerinnen und Schuilern wird
verhindert, indem Ubergangswege zwischen den Systemen verfolgt werden, Unklarheiten
klaren sowohl die Kompetenzagentur als auch die Koordinierungsstelle Schulverweigerung,
der Allgemeine Sozialdienst sowie das Pro-Aktiv-Center.

Mit der ,Berufsorientierung in Braunschweig“ (BOBS) wurde 2011 gemeinsam mit der
Agentur fir Arbeit ein fur alle Schulformen zentrales Instrument zur vertieften Berufsorientie-
rung initiiert. Dieses hat sich als sinnvoll herausgestellt. BOBS soll langfristig etabliert, mit
bestehenden Angeboten verbunden und in die Jugendférderung integriert werden. Zur
besseren Koordinierung jugendhilflicher Angebote wurde in der Jugendférderung die Stelle
Jugendsozialarbeit eingerichtet, die auch BOBS stéandig begleiten soll.

Eine dariiber hinausgehende Zusammenfilhrung von Forderinstrumenten des Ubergangs-
systems durch ein kommunales Ubergangsmanagement ist notwendig. Dazu sind weitere
Personalressourcen erforderlich. Durch die Jugendférderung wird zurzeit ein Konzept flr ein
koordinierendes Ubergangsmanagement entwickelt. Die AG Ausbildungsstellensituation/
Jugendarbeitslosigkeit der Jugendférderung soll als begleitendes Gremium fir ein das
System transparent und Ressourcen steuerndes kommunales Ubergangsmanagement
eingebunden werden.

Seite 8



Gleiche Chancen fir alle Kinder — Indikatoren zur ,,Chancengerechtigkeit®

In Deutschland sind die Chancen von Kindern, z. B. auf Erwerb eines hoherwertigen Schul-
abschlusses, starker als in vielen anderen Landern abhdngig vom sozialen Status ihrer
Eltern’. Kinder aus einkommensarmen Familien sind vielfaltig benachteiligt. Ziel
kommunalen Handelns ist, die Benachteiligungen mdglichst zu beseitigen, so gering wie
maoglich zu halten oder zu kompensieren. Dazu ist es erforderlich, dass die notwendigen
Angebote und Dienstleistungen so ausgestaltet sein, dass sie einkommensschwachen
Kindern, Jugendliche und Eltern gleichermalRen zugénglich sind.

Dies zu bemessen hat der Beirat einen Kriterienkatalog unter der Uberschrift ,Indikatoren zur
Chancengerechtigkeit* aufgestellt.

Angebote sollen demnach erschwinglich, niedrigschwellig, diskriminierungsfrei, bedirfnis-
und beteiligungsorientiert, ausreichend und dauerhaft vorgehalten werden.

Die Verwaltung trgt die Intention des Beirats mit, dass alle notwendigen Angebote fir
Kinder und Jugendliche diskriminierungsfrei auch fur Kinder und Jugendliche aus Familien
mit geringem Einkommen erreichbar sein missen. Sie halt die in den Empfehlungen aufge-
fihrten sieben Kriterien flir geeignet, um Angebote und Einrichtungen auf ihre chancen-
gerechte Ausgestaltung hin prifen zu kénnen bzw. um als Messgro3en fiir eine qualitative
Weiterentwicklung von Angeboten und Einrichtungen verwendet zu werden.

Wie weit die Stadt von sich aus die Kriterien des Beirats bei der Entscheidung Uber Antrage
auf Forderung von Angeboten Tragern anlegen kann, muss unter der Fragestellung gepruift
werden, ob diese mit den geltenden Forderrichtlinien in Einklang zu bringen wéren.

Fur die geforderte Beteiligung der Betroffenen miissen neue Ansatze entwickelt werden, die
eine Diskriminierung ausschlief3en.

Bedeutung des Stadtteils

Die Handlungsempfehlungen und das kommunale Handlungskonzept setzen sich gleicher-
mafden das Ziel, Benachteiligungen von Kindern und Jugendlichen soweit es moglich ist zu
begrenzen oder zu beseitigen. Der Stadtteil spielt hierbei eine doppelte Rolle. Auf der einen
Seite ist zu konstatieren, dass es ,benachteiligende Quartiere und Stadtteile” gibt. Dies
bezieht sich nicht nur auf den Ruf eines Quartiers oder das Image von Stadtteilen, es bezieht
sich auch auf die ganz konkreten Lebensbedingungen. Deshalb ist eine aktive Stadtteil-
entwicklungspolitik nétig, die Benachteiligungen aufspiirt und beseitigt.

Auf der anderen Seite halten das Quartier oder der Stadtteil auch Ressourcen vor, die es zu
nutzen und die es zu entwickeln gilt.

Bei der Stadtteilentwicklung ist tber die bewahrte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
bei der Planung ihnen zukommender Raume hinaus darauf zu achten, dass soziale Raume
entstehen oder geschaffen werden, die der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen forder-
lich sind.

Auf der anderen Seite muss die Ausstattung der Stadtteile mit einer entsprechenden stadt-
teilbezogenen sozialen Infrastruktur gepruft werden. Die Lebenswelten der Kinder beziehen
sich wesentlich starker auf ihr direktes Wohnumfeld als die der meisten Eltern und Erwach-
senen.
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In vielen Stadtteilen Braunschweigs gibt es Vernetzungen und Kooperationen mit dem Ziel,
die Menschen und Institutionen zusammenzubringen, die sich fir bessere Bedingungen des
Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen im Quartier einsetzen. So sind neben den
Kinder- und Jugendzentren auch Kindertagesstatten und Bezirkssozialarbeiter des
allgemeinen Sozialdienstes Mitglieder und zum Teil auch die Initiatoren dieser
Zusammenschlisse. Die bestehenden Netzwerke und Kooperationen haben sich bewahrt
und sind flachendeckend in Braunschweig in allen Stadtteilen zu entwickeln.

Vor Ort ansassige Institutionen werden in ihren Bemuhungen unterstitzt, in Stadtteilkonfe-
renzen und ahnlichen Organisationsformen zusammenzuarbeiten und die Zusammenarbeit
mit stadtteilexternen Anbietern sozialer Dienstleistungen zu suchen. Diese stadtteil-
bezogenen Bemihungen bedirfen auch materiell eines zentralen Ortes. Dies kbnnen die
Kinder- und Familienzentren sein, Jugendzentren, Quartierszentren und Stadtteilburos.

Organisation des Prozesses

Netzwerk und Beirat Kinderarmut

Im Jahr 2007 wurden in Braunschweig die Grundlagen fur die derzeitige kommunale Arbeit
zur Pravention von Kinderarmut und zur Linderung ihrer Folgen gelegt. Unter breiter Beteili-
gung gesellschaftlicher Gruppen, Vertreterinnen/Vertretern von Betroffenen und Anbietern
unterschiedlicher sozialer Dienstleistungen wurde auf dem 1. Expertenhearing das Netzwerk
Kinderarmut ins Leben gerufen. Aus dem grofRen Kreis bildete sich einen Monat spéter ein
Beirat, der im Auftrag des Netzwerks seine Arbeit aufnahm. Ihm oblag die Schaffung und
Organisation des Schulkostenfonds (spater Braunschweiger Fonds fir Kinder und Jugend-
liche) und Abwicklung eines Spendenvolumens von inzwischen Uber rd. 1 Mio. Euro. Der
Beirat entwickelte die Leitlinien und die Empfehlungen fiir ein Handlungskonzept. Die breite
Basis, auf der die kommunale Arbeit gegen Kinderarmut gestellt werden konnte, flhrte zu
einer produktiven und konstruktiven Arbeitsweise. Das entwickelte Instrumentarium wird
beibehalten. Die Organisation der Arbeit und die Geschéftsfiihrung der Gremien liegen in der
Hand der Verwaltung.

Schulkostenfonds/Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche

Fur den Braunschweiger Fonds fiir Kinder und Jugendliche werden verbindliche Vergabe-
kriterien aufgestellt. Die Entscheidungen lber den Einsatz von Mitteln werden vom Beirat im
Auftrag des Netzwerks getroffen. In definierten Einzelfallen wird die Entscheidungskompe-
tenz einem kleineren Gremium uUbertragen. Die Stadt verwaltet die Mittel bis auf Weiteres
treuhanderisch und betreibt die Verwaltung der Spendenmittel.

Datenbank

Die Handlungsempfehlungen des Beirats sprechen sich fur die Einrichtung einer Datenbank
aus, die Hinweise auf Hilfemdglichkeiten enthalten soll, die von Betroffenen wie von
Beratenden gleichermal3en genutzt werden kdnnen. Der Aufbau wird derzeit von der Burger-
stiftung mit Unterstiitzung aus dem Kreis der Beiratsmitglieder betrieben. Dartber hinaus ist
bereits ein Portal des Praventionsrats (www.braunschweig-hilft.de) verfigbar, in dem unter
dem Gesichtspunkt der Pravention Links zu diversen Beratungseinrichtungen erreicht
werden kénnen.
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Koordinationsstelle

Die Stadt hat vor allem im organisatorischen, verwaltenden und planerischen Bereich viel-
féaltige Aufgaben tUbernommen, ohne dass dies zu einer veranderten Personalausstattung
gefuhrt hat. Der Beirat schlagt in seinen Handlungsempfehlungen die Einrichtung einer
kommunalen Koordinationsstelle vor.

Mit dem vorliegenden Handlungskonzept greift die Stadt eine Vielzahl von Anregungen und
Vorschlagen des Beirats auf. Dies umzusetzen erfordert auf der koordinierenden Ebene
zusatzliche Ressourcen, wie in den Empfehlungen des Beirats fir eine kommunale Koordi-
nationsstelle beschrieben. Die damit verbundenen Aufgaben sind weder die einer zentralen
Anlaufstelle noch einer oder eines Beauftragten. Die Verwirklichung der Kinderrechte ist und
bleibt auch mit dem Handlungskonzept eine Querschnittsaufgabe aller beteiligten Organisa-
tionseinheiten. Weder Zustandigkeit noch Verantwortung kann hier delegiert werden. Feder-
fuhrend in der Organisation und Planung des Prozesses ist das Sozialreferat. Die Zustandig-
keit bleibt erhalten. Entsprechende zusétzliche Ressourcen sind nicht vorhanden, so dass es
der Schaffung einer zusétzlichen Planstelle bedarf (z. B. FH-Absolvent o. &. mit entspre-
chenden Erfahrungen, ggf. auch unterhalb VZ-Stelle).

Die mit der Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle seitens des Beirats verbundenen
Vorstellungen wurden dem Sozialausschuss auf Anfrage mitgeteilt. Zu den Aufgaben, die mit
dieser Stelle verbunden sind, gehdren demnach:

1.  Geschaftsfihrung des Préaventionsnetzwerks und des Beirats und Abstimmung der
Aktivitaten

2. Beratung, Orientierung und Unterstitzung fir Akteure

3. Unterstiitzung bei Projekt- und Programmentwicklung, Begleitung der Umsetzung des
Handlungskonzepts

4. Hilfestellung bei Netzwerkbildung und Gestaltung von Ubergangen zwischen den
einzelnen Bestandteilen der Praventionskette

5. Beobachten der Entwicklung und benennen von Handlungsnotwendigkeiten und
-moglichkeiten

6.  Geschéftsfiihrung des Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche

Zum Aufgabenspektrum gehdren demnach koordinierende Téatigkeiten, Beratung von
Akteuren, Unterstitzung und Begleitung bei der Umsetzung der Handlungsempfehlungen
sowie die Geschéftsfuhrung des Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche (ehe-
mals ,Schulkostenfonds”). Die Koordinationsstelle ist ausdricklich keine (weitere) Anlauf-
und Beratungsstelle fur Burgerinnen und Blrger. Sie kann bei Bedarf an zustandige Einrich-
tungen qualifiziert weiter verweisen. Eine Ubertragung von Entscheidungskompetenzen vom
Netzwerk oder Beirat ist nicht intendiert.

Die Stadt stellt sich ihrer Verantwortung, die sie als Trager der Jugendhilfe und der Daseins-
vorsorge auch fir Kinder und Jugendliche hat. Sie setzt sich daflir ein, dass Kinder und
Jugendliche ihr Recht auf Aufwachsen im Wohlergehen verwirklichen und gleiche Chancen
nutzen kdénnen, unabhangig von sozialem Status oder Herkunft.
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Die Stadt ist weder alleinige Verantwortliche noch alleinige Akteurin. Die Beseitigung von
Armut — auch von Armut von Kindern und Jugendlichen —, das Begrenzen oder Vermeiden
benachteiligender Auswirkungen sind gesellschaftliche Aufgaben, an denen die Stadt
Braunschweig teil hat. Dementsprechend ist Handeln als kooperativer Prozess angelegt. Ziel
ist es, die von der Stadt zu verantwortende Infrastruktur, Angebote und soziale Dienste so zu
organisieren, dass sie helfen kdnnen, Benachteiligungen zu begrenzen oder zu beseitigen.

Die Zukunft der Stadtgesellschaft liegt in den kleiner werdenden nachwachsenden Genera-

tionen. Investitionen in ein moglich frihzeitig einsetzendes Bemihen, heranwachsende
Potentiale nicht unentwickelt zu lassen, sind damit auch Investitionen in die eigene Zukunft.

Weitere Anlagen zum kommunalen Handlungskonzept
Leitlinien

Liste der Erstunterzeichner
Handlungsempfehlungen
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! http://www.unicef.de/fileadmin/content_media/mediathek/D_0006_Kinderkonvention.pdf

% Gesetz zur Starkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutz-
gesetz - BKiSchG) G. v. 22.12.2011 BGBI. | S. 2975 (Nr. 70); Geltung ab 01.01.2012

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) v. 22.12.2011 BGBI. | S. 2975 (Nr.
70); Geltung ab 01.01.2012

% Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 2 Information der Eltern Uber Unterstitzungsangebote in Fragen der Kindesentwicklung

(1) Eltern sowie werdende Mutter und Vater sollen Uber Leistungsangebote im értlichen Einzugs-
bereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der Entwicklung des
Kindes in den ersten Lebensjahren informiert werden.

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht fur die Information der Eltern nach Absatz 1 zustén-
digen Stellen befugt, den Eltern ein personliches Gespréach anzubieten. Dieses kann auf Wunsch der
Eltern in ihrer Wohnung stattfinden. Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, bezieht sich die
in Satz 1 geregelte Befugnis auf die ortlichen Tréager der Jugendhilfe.

* Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 3 Rahmenbedingungen fur verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz

(1) In den Landern werden insbesondere im Bereich Friher Hilfen flachendeckend verbindliche
Strukturen der Zusammenarbeit der zustandigen Leistungstrager und Institutionen im Kinderschutz mit
dem Ziel aufgebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig Giber das jeweilige Angebots- und
Aufgabenspektrum zu informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung zu
klaren sowie Verfahren im Kinderschutz aufeinander abzustimmen.

® Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 3 Rahmenbedingungen fur verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beférderung Friiher Hilfen durch den Einsatz von Familienhebammen
gestarkt werden. Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstutzt den
Aus- und Aufbau der Netzwerke Friihe Hilfen und des Einsatzes von Familienhebammen auch unter
Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf vier Jahre befristete Bundesinitiative,
die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den Jahren 2014
und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet wird. Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen
Fonds zur Sicherstellung der Netzwerke Friihe Hilfen und der psychosozialen Unterstiitzung von
Familien einrichten, fur den er jahrlich 51 Millionen Euro zur Verfligung stellen wird. Die Ausgestaltung
der Bundesinitiative und des Fonds wird in Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundes-
ministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen mit den Landern schlief3t.

6beispielhaft die verpflichtenden Sprachstandfeststellungen und die daraus resultierenden Férdermal3-
nahmen:

Jeweils ca. 15 Monate vor der Einschulung werden im Rahmen der Schulanmeldung bei allen im
darauffolgenden Schuljahr schulpflichtigen Kindern die deutschen Sprachkenntnisse in einem kind-
gerechten spielerischen Verfahren festgestellt. (,Fit in Deutsch*) Wenn die Deutschkenntnisse des
Kindes nicht ausreichen, um erfolgreich am Unterricht der 1. Klasse teilzunehmen, wird es im Schul-
jahr vor der Einschulung zur Teilnahme an einer schulischen Sprachférdermanahme verpflichtet.
Lehrkrafte der Grundschule bzw. sozialpadagogische Fachkrafte aus dem Schulkindergarten arbeiten
mit den Kindern an der Verbesserung ihrer Sprachkenntnisse. Die Férdermaf3nahmen sollen in
Abstimmung oder gemeinsam mit den Fachkraften der Kindertageseinrichtungen durchgefthrt
werden.

Quelle und Naheres: Niederséchsischer Bildungsserver unter
http://nibis.ni.schule.de/nibis.phtmI?menid=953

" In Deutschland hangt der schulische Erfolg von Kindern starker von der sozialen Herkunft ab als in
vielen anderen Landern. Das belegen Untersuchungen in Deutschland und internationale Vergleichs-
studien. Insbesondere die PISA- und IGLU-Studien weisen die entscheidende Bedeutung der sozialen
Situation fur Erfolge und Misserfolge in der Bildungslaufbahn nach. Heike Solga, Wie das deutsche
Schulsystem Bildungsungleichheiten verursacht. WZB Wissenschaftszentrum Berlin fir Sozial-
forschung. WZBBrief Bildung 01, Oktober 2008. Quelle: Heike Solga
http://bibliothek.wzb.eu/wzbrief-bildung/WZbriefBildung200801_solga.pdf
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	Der Ausbau früher Hilfen bildet einen Schwerpunkt der Handlungsempfehlungen wie auch im Handeln der Stadt.
	Mit der Verabschiedung des Bundeskinderschutzgesetzes und des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz1F  haben die Kommunen für ihre Vorhaben, zu werdenden Eltern frühzeitig Kontakt aufzunehmen und ihnen Unterstützung im Bedarfsfall...

